


Dr. GERHARD GRÜNER 

Über den Mißbrauch von Mitwirkungsrechten 
und die Mitwirkungspflichten des Verteidigers im Strafprozeß 



Schriften zum Prozessrecht 

Band 157 



Über den Mißbrauch 
von Mitwirkungsrechten 

und die Mitwirkungspflichten 
des Verteidigers im Strafprozeß 

Von 

Dr. Gerhard Grüner 

Duncker & Humblot . Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Grüner, Gerhard: 
Über den Mißbrauch von Mitwirkungsrechten und Mitwirkungspflichten 
des Verteidigers im Strafprozeß I von Gerhard Grüner. -
Berlin : Duncker und Humblot, 2000 

(Schriften zum Prozessrecht ; Bd. 157) 
Zug!.: Dresden, Techn. Univ., Diss., 1999 
ISBN 3-428-10111-1 

Alle Rechte vorbehalten 
© 2000 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fremddatenübemahme: Klaus-Dieter Voigt, Berlin 
Druck: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 

Printed in Germany 

ISSN 0582-0219 
ISBN 3-428-10111-1 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 97068 



Meinem Vater posthum 





Vorwort 
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Schulung während meiner Assistentenzeit in Dresden, die Vergabe des 
Themas, seine immerwährende Geduld und die kritisch-tolerante Korrektur 
der Arbeit, sowie Herrn Prof. Dr. Otto Lagodny und Herrn Prof. Dr. Hans-
Ullrich Paeffgen für die rasche Erstellung des Zweitgutachtens bzw. des 
auswärtigen Gutachtens. Besonderen Dank schulde ich Herrn RA Dr. Klaus 
Wasserburg aus Mainz für vielfältige Hilfestellung von der Literaturbe-
schaffung bis hin zur fruchtbaren Diskussion (insbesondere im Hinblick auf 
strafrechtspraktische Gesichtspunkte) in der Endphase der Arbeit. 

Nicht vergessen werden dürfen in diesem Zusammenhang meine Lebens-
gefährtin Gülcan Yildirim, ohne deren Unterstützung die Arbeit nicht mög-
lich gewesen wäre, sowie Herr Staatsanwalt Stefan Engels als ebenso 
bohrender wie aufmunternder Diskussionspartner und Korrekturleser. 

Wiesbaden, März 2000 Gerhard Grüner 
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Einleitung 

"Es ist eine heilige Forderung der Gerechtigkeit, daß der dem juristisch 
durchgebildeten Anklagebeamten gegenüber fast wehrlose Angeklagte in 
allen Nicht-Bagatell-Fällen der Verteidigung nicht ermangele." So beginnt 
das bekannte Handbuch von Dahs, bekanntlich das Standardwerk zur deut-
schen Strafverteidigung. I Die prozessuale Wirklichkeit sieht für den Straf-
verteidiger allerdings vergleichsweise düster aus. Das ist in einer inquisito-
risch geprägten Prozeßordnung wie dem reformierten Strafprozeß schon 
strukturell bedingt. Der Strafjurist Bartning bemerkt in den Zwanziger 
Jahren: "Eine organische und systematische Verteidigung wird durch das 
geltende Recht unmöglich. Die Binde vor den Augen der Justitia trägt in 
Wirklichkeit der Verteidiger".2 Zusätzlich hat das anwaltliche Standesrecht 
die dem Verteidiger entgegengebrachten Vorbehalte der staatlichen Rechts-
pflegeorgane, wegen der kläglichen Rolle des Verteidigers im gemeinrecht-
lichen Inquisitionsprozeß auch historisch bedingt, nicht in Form einer 
gesetzlichen Garantie der Seriosität des Verteidigungspersonals überwinden 
können. Angesichts dieser Umstände verwundert es nicht, daß engagierte 
Strafverteidigung leicht der Komplizenschaft mit dem Beschuldigten gleich-
gestellt wird. "Der Deutsche hat kein Talent zur Strafverteidigung. Lieber 
klagt er an, am liebsten richtet er ... Doch das besonnene, taktisch 
bedachte Eintreten für einen anderen, das liegt ihm nicht. ,,3 

Unter diesen Vorzeichen erscheint es folgerichtig, daß die deutsche Straf-
verteidigung wenn überhaupt, dann als lästiges Prozeßproblem ins Gespräch 
kommt. In aller Regel finden derartige Erwägungen unter dem Gesichts-
punkt des Mißbrauchs von Verteidigerrechten statt. Darf der Verteidiger 
lügen? Darf er dem Beschuldigten von einem Geständnis abraten? Darf er 
Weisungen vom Beschuldigten entgegennehmen? Derartige Fragen wurden 
in der Vergangenheit im Zusammenhang mit der Mißbrauchs problematik 
diskutiert. Neuerdings wird in der Rechtsprechung zusätzlich das Bestreben 
deutlich, die Stellung des Verteidigers an Mitwirkungspflichten für eine 
funktionstüchtige Strafrechtspflege bzw. für die justizförmige Durchführung 
des Prozesses zu knüpfen, um die staatlichen Rechtspflegeorgane zu entla-

I Dahs, Handbuch des Strafverteidigers, das Zitat stammt von Binding. 
2 Zitiert nach Müller-Meiningen jr., Der Verteidiger im heutigen Recht S. 49 

(61). 
3 Mauz, Prozesse ohne Verteidigung S. 7. 



14 Einleitung 

steno Markstein dieser Entwicklung ist zum einen die Entscheidung BGHSt 
38, 111 ff., die die Ernennung des Verteidigers zum Beweisantragspfleger 
des Beschuldigten zum Gegenstand hat, zum anderen die in BGHSt 38, 
214 ff., entwickelte Widerspruchslösung, wonach die Erhaltung von Beweis-
verwertungsverboten zugunsten des Beschuldigten von einem Widerspruch 
des Verteidigers nach Art einer zivilprozessualen Einrede abhängig ist. 

Erst recht vor dem Hintergrund einer aus lustizkreisen dem Verteidiger 
zunehmend angekreideten Krise des Strafprozesses und einer in absehbarer 
Zeit nicht zu erwartenden Strukturreform des geltenden Rechts,4 war diese 
Entwicklung Anlaß für die nachfolgende Untersuchung. Ausgehend von 
den mit der DoppelsteIlung des Verteidigers als prozessualer Prozeßsub-
jektsgehilfe des Beschuldigten sowie als standesrechtliches Organ der 
Rechtspflege zusammenhängenden Grundfragen im Ersten Teil, wird im 
Zweiten Teil der Versuch der Aufarbeitung und Analyse der Mißbrauchspro-
blematik unternommen und abschließend im Dritten Teil auf die Mitwir-
kungspflichten des Verteidigers als Garant eines justizförmigen Strafprozes-
ses eingegangen. Ziel einer so weitgespannten Untersuchung kann es natur-
gemäß nicht sein, Einzelfragen erschöpfend auszudiskutieren, die sich im 
Zusammenhang mit dem Verteidiger im Strafprozeß bekanntlich in vielfalti-
ger Form stellen. Es geht vielmehr darum, allgemeine Grundsätze zu ent-
wickeln bzw. wieder zu entdecken und dadurch Leitlinien zur Behandlung 
solcher Fragestellungen vorzuschlagen. 

4 Näher RieB, FG-Friebertshäuser S. 103 (106ff.). 



Erster Teil 

Die rechtliche DoppelsteIlung des Verteidigers 
als Prozeßsubjektsgehilfe und Organ der Rechtspflege 

Nach § 138 I' sind als Verteidiger im Strafprozeß in erster Linie Rechts-
anwälte zugelassen. Daraus folgt eine DoppelsteIlung des Verteidigers im 
Spannungsfeld zwischen Strafprozeßrecht und anwaltlichem Standesrecht. 
Schon angesichts der eingangs angesprochenen strukturell bedingten und 
grundlegenden Unsicherheiten bedarf es einer Verdeutlichung dieser Rechts-
steIlung. Das soll im Ersten Teil der Untersuchung geleistet werden. Dabei 
wird zunächst auf die strafprozessualen Gesichtspunkte eingegangen (unter 
A.), bevor die Wechselwirkungen zwischen anwaltlichem Standesrecht und 
Strafprozeßrecht, sowie die aus dieser rechtlichen DoppelsteIlung des Ver-
teidigers folgenden Problemstellungen näher beleuchtet werden (unter B. 
und C.). 

A. Der Verteidiger als Prozeßsubjektsgehilfe 
des Beschuldigten 

Die Einrichtung der Verteidigung als elementare Verfahrensinstitution ist 
ein Hauptanliegen der StPO von 1877 (RStPO 1877)2, die dem geltenden 
deutschen Strafprozeßrecht zugrundeliegt. Nach § 137 I 1 kann sich der 
Beschuldigte3 in jeder Lage des Verfahrens des Beistands eines Verteidigers 
bedienen. In den Fällen des § 140 schreibt der Gesetzgeber die Mitwirkung 
eines Verteidigers sogar zwingend vor. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs soll der Auftrag des Verteidigers nicht nur im Interesse des 
Beschuldigten, sondern auch in dem Interesse einer am Rechtsstaatsgedan-
ken ausgerichteten Strafrechtspflege liegen.4 Die Mitwirkung des Verteidi-
gers sei kein Luxus, der bei richtigem Funktionieren des Gerichts auch ent-
behrt werden könne, sondern ein echtes Erfordernis wirklicher. Rechts-

1 Gesetzesangaben ohne Kennzeichnung sind im folgenden solche der Strafpro-
zeßordnung. 

2 Strafprozeßordnung v. 1. Februar 1877, RGB!. S. 253. 
3 Aus Vereinfachungs gründen wird der Begriff des Beschuldigten anders als in 

§ 157 im folgenden untechnisch für jedes Verfahrensstadium benutzt. 
4 BGHSt 29, 99 (106). 
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